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Verband fordert, Beschaffungsprozesse
bei der Bundeswehr zu analysieren
Vergaben durch Vorschriften, Vorgaben sowie langen Rechtsweg behindert

BERLIN. Die Bundeswehr soll mehr
Geld erhalten. 100 Milliarden Euro
hat Bundeskanzler Olaf Scholz
(SPD) Ende Februar in einer Son-
dersitzung des Bundestags ange-
kündigt. Doch die Auftragsvergabe
bei der Bundeswehr ist langwierig.
Einerseits können etwa zeitaufwen-
dige Erprobungen der Waffen die
Vergabe verzögern. Andererseits
streiten auch Waffenhersteller vor
Gericht um den Auftrag.

So etwa beim Auftrag für rund
120000 Sturmgewehre im Wert von
200 Millionen Euro. Die Ausschrei-
bung erfolgte 2017 und sollte eigent-
lich 2019 abgeschlossen sein. Der-
zeit befasst sich das Oberlandesge-
richt in Düsseldorf mit der Vergabe.

Das Bundesamt für Ausrüstung,
Informationstechnik und Nutzung
der Bundeswehr (BAAINBw) war
zuletzt immer wieder in die Kritik
geraten, wenn es um die Beschaf-
fung für die Bundeswehr ging. Doch
der Verband der Beamten und Be-
schäftigten der Bundeswehr nimmt
das Amt in Schutz.

Das Bundesamt bestelle und
schließe Verträge auf der Grundlage
der politischen Entscheidungen
und der Auswahlentscheidungen.
„Das BAAINBw hat keine Entschei-

dungsbefugnisse über Beschaf-
fungsinhalte und Beschaffungs-
mengen, da diese allein von den Be-
darfsträgern auf der Grundlage des
jährlich angepassten Fähigkeits-
profils und den zur Verfügung ste-
henden Haushaltsmitteln be-
stimmt wird“, heißt es in der Mittei-
lung des Verbands. Das Amt sei bei
jeder Vergabe an das europäische
Vergaberecht gebunden.

„Beschaffung in der Bundeswehr
umfasst einen langwierigen Prozess
mit den Streitkräften als Nutzern,
dem Planungsamt und dem Kom-

mando Cyber- und Informations-
raum als Bedarfsträger und dem
BAAINBw sowie Inhouse-Gesell-
schaften als Bedarfsdecker“, so der
Verband. Geprägt werde die Kom-
plexität der Planungs- und Beschaf-
fungsprozesse von gesetzlichen
Vorgaben, internen Vorschriften,
aber auch von Interessen und dem
Leistungsvermögen der Rüstungs-
industrie. Notwendig sei eine faire
Analyse des Gesamtprozesses, um
dann die Rahmenbedingungen so
zu ändern, dass Vergaben beschleu-
nigt werden könnten. (sta/schl)

Beschaffungen für die Bundeswehr sind häufig langwierig. FOTO: DPA/UWE ANSPACH

Bieter müssen bei Ausschreibungen
des Bundes die Negativliste beachten
Bestimmte Produkte dürfen nicht mehr beschafft werden

BERLIN. Dienststellen des Bundes
müssen seit Jahresbeginn die Allge-
meine Verwaltungsvorschrift zur
Beschaffung klimafreundlicher
Leistungen (AVV Klima) bei der Be-
schaffung berücksichtigen. Diese
AVV Klima enthält auch eine Nega-
tivliste von Produkten, die nicht
mehr beschafft werden dürfen. Dies
kann auch für Bieter eine Heraus-
forderung darstellen, wie das Un-
ternehmen Prior 1, ein Anbieter von
IT-Lösungen, mitteilt. Dennoch be-
grüßt das Unternehmen, dass die
Vorschriften dem Klimaschutz
mehr Bedeutung verleihen.

Neue Wege bei der Kühlung
von Rechenzentren notwendig

Zur Negativliste zählen beispiels-
weise Produkte, die teilhalogenierte
Fluorchlorkohlenwasserstoffe und
Fluorkohlenwasserstoffe enthalten
oder unter Verwendung dieser Stof-
fe hergestellt wurden. Diese Stoffe
tragen zum Treibhausgaseffekt bei.
Zugleich dienen sie jedoch nach
Angaben des Unternehmens Prior 1
bislang noch als Kältemittel in Kli-
mageräten, etwa bei der Klimatisie-
rung von Rechenzentren. Auch Mu-
litpflit/VRF-Kühlgeräte mit mehr

als zehn Kilowatt Nennkälteleis-
tung sind nicht mehr zulässig.

Stattdessen kann laut Bundesmi-
nisterium für Wirtschaft und Klima-
schutz auf Flüssigkeitskühler zu-
rückgegriffen werden. Für sie gelten
allerdings Grenzwerte. Das Kälte-
mittel darf nicht über 150 GWP
kommen. GWP steht für Global
Warming Potential und ist eine
Kennzahl für den relativen Beitrag
einer Substanz zum Treibhausef-
fekt. Die meisten Fluor(chlor)koh-
lenwasserstoffe liegen über diesem
Wert von 150 GWP, wie Prior 1 infor-
miert. Hingegen haben Kältemittel
wie Propan R290 oder Ammoniak
R717 nur ein GWP von 3 bezie-
hungsweise von 0.

Damit müssen Hersteller von
Kältemaschinen, wenn sie sich
künftig an Bundesausschreibun-
gen beteiligen wollen, auf neue und
zukunftssichere Kältemittel setzen.
Auch Schwefelhexafluoridhaltige
Mittelspannungsschaltanlagen
dürfen Bundeseinrichtungen künf-
tig nicht mehr angeboten werden.
Schwefelhexafluorid wird in
Schaltanlagen zur Isolation und Lö-
schung eingesetzt.

Außerdem wird in die Entschei-
dung über die Beschaffung künftig

auch die Energieeffizienz über den
gesamten Lebenszyklus der Leis-
tung einbezogen. Also Herstellung,
Nutzung, Wartung, Recyling und
Entsorgung.

Gütezeichen helfen beim Nachweis
von Nachhaltigkeitsmerkmalen

Auch Produkte, die Mikroplastik
enthalten, dürfen von der Bundes-
verwaltung inzwischen nicht mehr
beschafft werden. Das bedeutet,
dass etwa bei Reinigungsmitteln die
Angaben genau überprüft werden
müssen. Gütezeichen wie etwa der
„Blaue Engel“ helfen, wenn Unter-
nehmen belegen wollen, dass ihre
Leistungen bestimmten Nachhal-
tigkeitsmerkmalen entsprechen.

Es wird erwartet, dass die Vorga-
ben für die Bundesverwaltung in
absehbarer Zeit auch auf Länder-
und Kommunalebene eingeführt
werden könnten. (sta/schl)

MEHR ZUM THEMA
Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur
Beschaffung klimafreundlicher
Leistungen (AVV Klima) mit Negativliste:
https://kurzelinks.de/klimafreundliche
-Beschaffung

Schulneubau
verteuert sich
deutlich
WAREN. 15 Millionen Euro hatte
Waren an der Müritz in Mecklen-
burg-Vorpommern für den Neu-
bau der Grundschule eingeplant.
Erste Ausschreibungen zeigen
nun, dass die Kosten möglicher-
weise auf 25 Millionen Euro stei-
gen könnten. Laut Medienberich-
ten hatte die Stadt mit einer sol-
chen Preiserhöhung nicht gerech-
net. Die Entscheidung, wie es nun
weiter geht, soll Ende April auf der
Stadtvertretersitzung fallen.

Das bestehende Schulgebäude
für rund 400 Schüler und Schüle-
rinnen ist nach Angaben der Stadt
baulich intakt. Es eignet sich aber
nicht für den gemeinsamen Un-
terricht von Schülern mit und
ohne Behinderung. Es könne auch
nicht entsprechend barrierefrei
umgebaut werden. Mit dem Neu-
bau sollte noch in diesem Jahr be-
gonnen werden. Er sollte im Jahr
2024 fertiggestellt sein. (sta)

Kurz notiert

Neues Recherche- und
Analysesystem für Polizei

MÜNCHEN. Die Polizei in Bayern
bekommt ein neues „Verfahrens-
übergreifendes Recherche- und
Analysesystem“, kurz VeRA. Der
Zuschlag ging nach einer europa-
weiten Ausschreibung des Bayri-
schen Landeskriminalamts an das
US-Unternehmen Palantir Tech-
nologies. Das neue System soll In-
formationen aus verschiedenen,
der Polizei zur Verfügung stehen-
den Datenbanken miteinander
verknüpfen. Laut dem LKA-Präsi-
denten Harald Pickert handelt es
sich bei VeRA um ein Projekt mit
bundesweiter Bedeutung. (sta)

Knapp 1,5 Millionen Euro
für Landschaftsbauarbeiten

LÖRRACH. Der Verwaltungsaus-
schuss des Kreistags Lörrach hat
der Auftragsvergabe für die Gar-
ten- und Landschaftsbauarbeiten
für den Neubau des zweiten
Standorts des Landratsamts Lör-
rach zugestimmt. Die Kosten da-
für belaufen sich auf knapp 1,5
Millionen Euro. Der Zuschlag ging
an ein Unternehmen in Hartheim
(Landkreis Breisgau-Hoch-
schwarzwald). (sta)

Musterverträge für Kommunen nicht zwingend

Den Kommunen in Baden-Württemberg
ist die Nummer 12.1.2 der Verwaltungs-
vorschrift Beschaffung lediglich zur Be-
achtung empfohlen (vergleiche Nummer
2.3.2 Verwaltungsvorschrift des Innen-
ministeriums über die Vergabe von Auf-
trägen im kommunalen Bereich).

Die Musterverträge der „Ergänzen-
den Vertragsbedingungen für die Be-
schaffung von Informationstechnik“
(EVB-IT) sind damit nicht als verbindliche
Vergabegrundsätze im Sinne des Ge-
meindehaushaltsrechts zwingend an-
zuwenden.

dividualvertrag zur agilen Soft-
wareentwicklung abzuschließen.
Es dürfte daher in Übereinstim-
mung mit der VV-LHO rechtsfeh-
lerfrei sein, im vorgenannten Bei-
spielsfall auf die Anwendung der
EVB-IT und BVB ausnahmsweise
zu verzichten, soweit die Grund-
sätze der Wirtschaftlichkeit und
Sparsamkeit beachtet werden.

Wenn vereinzelt die Meinung
vertreten wird, dass die Nichtein-
beziehung der EVB-IT und BVB ei-
nen rügefähigen Vergaberechts-
verstoß bei europaweiten Aus-
schreibungen darstellen könnte,
weil ihnen angeblich ein bieter-
schützender Charakter zukom-
men würde, so ist diese Auffassung
wenig überzeugend. Denn die
EVB-IT und BVB finden nicht kraft
des EU-Vergaberechts Anwen-
dung, sondern aufgrund des ba-
den-württembergischen Haus-
haltsrechts, das heißt der VV-LHO
zu Artikel 55 der Landeshaushalts-
ordnung. Haushaltsvorschriften
wird aber im Allgemeinen keine
justiziable Außenwirkung für Drit-
te beigemessen.

lenfalls teilweise funktional be-
schriebenen Anforderungen erst
nach und nach konkretisiert wer-
den, einzeln umgesetzt und dann
erst dem öffentlichen Auftraggeber
präsentiert wird.

Individualvertrag abschließen, wenn
Musterverträge unpassend sind

Jedenfalls müssten die EVB-IT sehr
stark durch textliche Änderungen
und zusätzliche Anlagen angepasst
werden, was bei einer etwaigen
AGB-Kontrolle mit hoher Wahr-
scheinlichkeit zur Intransparenz des
ganzen Vertrages führen würde, weil
die EVB-IT nach einhelliger Auffas-
sung Allgemeine Geschäftsbedin-
gungen (AGB) der öffentlichen
Hand darstellen. Für die BVB gilt in-
soweit Ähnliches.

Wenn daher weder die aktuell gel-
tenden Vertragstypen der EVB-IT
noch die – letztlich veralteten – BVB
ein von der Bestimmungsfreiheit
des öffentlichen Auftraggebers ge-
decktes IT-Projekt erfassen, muss es
ihm kraft seiner Vertragsfreiheit
möglich sein, zum Beispiel einen In-

Expertenbeitrag:
IT-Musterverträge Ungeeignet für agile

IT-Beschaffungsprojekte

Für die Beschaffung von IT-Leis-
tungen gibt es Musterverträge,
die ein großes Anwendungs-
spektrum abdecken. Dabei han-
delt es sich um die „Ergänzenden
Vertragsbedingungen für die Be-
schaffung von Informations-
technik“ (EVB-IT). Doch die Mus-
terverträge decken nicht alle IT-
Leistungen ab. Sie sind nicht auf
agile IT-Beschaffungsprojekte
ausgerichtet.

NÜRNBERG. Die öffentliche Hand
muss Verträge nach einheitlichen
Richtlinien abschließen. Aufgestellt
oder eingeführt werden diese vom
zuständigen Ministerium im Einver-
nehmen mit dem Finanzministeri-
um. Das ist in Artikel 55 der Landes-
haushaltsordnung für Baden-Würt-
temberg geregelt. In der Regel sind
bei Beschaffungsverträgen auch die
„Ergänzenden Vertragsbedingun-

gen für die Beschaffung von Infor-
mationstechnik“ (EVB-IT) bezie-
hungsweise die älteren „Besonde-
ren Vertragsbedingungen für die Be-
schaffung von DV-Anlagen und Ge-
räten“ (BVB) einzubeziehen. Sie
werden damit zum Vertragsbe-
standteil.

Grundlage dafür ist Nummer 4
der Allgemeinen Verwaltungsvor-
schriften des Finanzministeriums
zur Landeshaushaltsordnung für
Baden-Württemberg (VV-LHO) zu
Artikel 55 Landeshaushaltsordnung.

Die EVB-IT, die die älteren BVB
bereits weitgehend ersetzt haben,
müssen nur dann nicht angewandt
werden, wenn im Einzelfall der ge-
schätzte Netto-Auftragswert 10 000

Euro nicht übersteigt. Zudem ent-
scheiden die Vergabestellen in sol-
chen Fällen nach eigenem Ermes-
sen, ob dem abzuschließenden Ver-
trag die EVB-IT oder BVB zugrunde
gelegt werden.

Nicht alle Beschaffungsformen
von Musterverträgen erfasst

Nummer 12.1.2 Verwaltungsvor-
schrift der Landesregierung über die
Vergabe öffentlicher Aufträge (VwV
Beschaffung) bestimmt, dass für die
Beschaffung von IT-Leistungen die
EVB-IT und BVB als Vertragsbedin-
gungen anzuwenden sind. Für zahl-
reiche den VV-LHO unterliegende

Vergabestellen stellt sich daher die
Frage, ob sie auf die IT-Vertrags-
muster, zu deren Verwendung sie
haushaltsrechtlich grundsätzlich
verpflichtet sind, in Ausnahmefällen
auch verzichten können, etwa bei ei-
ner agilen Softwareentwicklung.

Denn von den Vertragstypen der
EVB-IT ist keiner ausdrücklich auf
eine agile Softwareentwicklung aus-
gerichtet. Vielmehr bedürfte es –
wenn überhaupt – einer „Kombina-
tion“ aus unterschiedlichen Ver-
tragsmustern. Die Anwendung le-
diglich eines EVB-IT-Vertragsmus-
ters ist daher nicht möglich. Dabei
ist zu beachten, dass das agile Vorge-
hensmodell, bei dem die vorher al-

Holger Schröder,
Fachanwalt für Vergaberecht,
Rödl und Partner, Nürnberg
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